
auszugehen: Verbrechen gegen den Arbeiter-und-
Bauern-Staat; Verbrechen und Vergehen, die eine 
schwere Mißachtung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung und der Rechte der Bürger darstellen, und 
Vergehen, die aus mangelndem Verantwortungsbewußt­
sein, aus Undiszipliniertheit oder aus einer sonstigen 
rückständigen Einstellung begangen werden.
Zum Besonderen Teil des StGB hob der Minister der 
Justiz hervor, daß einer der wichtigsten, zugleich aber 
auch schwierigsten Komplexe — wie die strafgericht­
liche Praxis und die bisherigen Gesetzgebungsdiskus­
sionen zeigen — die Ausarbeitung der Strafbestimmun­
gen zum Schutze der sozialistischen Planwirtschaft und 
des sozialistischen Eigentums sein wird. Das neue öko­
nomische System der Planung und Leitung der Volks­
wirtschaft wirft hierbei viele neue Fragen auf. Durch 
eine exakte Analyse der Kriminalitätserscheinungen 
auf diesem Gebiet sind die Straftaten zu erfassen, die 
sich gegen die planmäßige Festigung und Entfaltung 
der sozialistischen Produktionsverhältnisse richten. 
Solche Handlungen beeinträchtigen die Entwicklung der 
schöpferischen Initiative der Werktätigen und sind ein 
ernstes Hemmnis beim umfassenden Aufbau des So­
zialismus. Diese Straftaten sind zwar nicht Ausdruck 
einer feindlichen Einstellung zur Arbeiter-und-Bauern- 
Macht, entspringen aber Eigennutz, unverantwortlicher 
Gleichgültigkeit gegenüber den Pflichten im Produk­
tionsprozeß, Disziplin- und Verantwortungslosigkeit 
oder ähnlichen individualistischen Einstellungen. 
Nachdem die sozialökonomischen Möglichkeiten für 
eine Restaurierung des Kapitalismus beseitigt sind, ist 
es notwendig, im Interesse des maximalen Zeitgewinns 
im ökonomischen Wettbewerb mit dem Kapitalismus 
die Vorteile der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
und der Planwirtschaft voll auszunutzen, um die 
Arbeitsproduktivität maximal zu steigern und den 
wirtschaftlich-technischen Höchststand in den führen­
den Zweigen der Volkswirtschaft zu erreichen und mit­
zubestimmen. Dem wirken jedoch Straftaten gegen die 
Planwirtschaft und das sozialistische Eigentum direkt 
entgegen. Diese Handlungen lassen sich allgemein als 
Vergeudung kennzeichnen. Es ist jedoch bisher nicht 
gelungen, einen sowohl den ökonomischen Bedürf­
nissen als auch der sozialistischen Gesetzlichkeit ent­
sprechenden Straftatbestand zu schaffen.
Die konsequente Anwendung der ökonomischen Hebel 
bei der Leitung der Volkswirtschaft wird auch ein wich­
tiges Mittel im Kampf gegen Rechtsverletzungen in 
Industrie und Landwirtschaft, Bauwesen und Verkehr 
sein. Es gibt aber eine Reihe von Handlungen auf dem 
Gebiete der Volkswirtschaft, gegen die auch mit dem 
Einsatz des Strafrechts vorgegangen werden muß. Das 
Schwierige ist aber, diese echten Kriminalstraftaten zu 
erfassen und in gesetzlichen Tatbeständen zu fixieren. 
Die Zusammensetzung der Strafgesetzgebungskommis­
sion gewährleistet, daß durch die Mitarbeit von Wirt­
schaftswissenschaftlern, Generaldirektoren von VVBs

und Direktoren von VEBs, von LPG-Vorsitzenden und 
Schöffen aus Industrie und Landwirtschaft die ver­
brecherischen Erscheinungen im Bereich der Volks­
wirtschaft exakt festgestellt und geeignete strafrecht­
liche Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung erarbeitet 
werden.
Zur Arbeitsweise der Kommission betonte der Minister, 
daß jedes Mitglied seine Kenntnisse und Erfahrungen 
aus Beruf und Stellung in die Gesetzgebungsarbeit ein­
fließen lassen muß. Es gilt aber nicht nur, die eigenen, 
sondern auch die Gedanken und Vorstellungen des 
Kollektivs, in dem das Mitglied der Staatsratskommis­
sion arbeitet, in die Gesetzgebung einzuführen und 
andererseits die in der Kommission erworbenen Kennt­
nisse wiederum in der eigenen Arbeit anzuwenden 
und an das Kollektiv weiterzugeben. Durch diesen 
wechselseitigen Prozeß wird die Kommission in die 
Lage versetzt, ein Gesetz aus dem Volke und mit dem 
Volke zu schaffen . und bereits im Prozeß seiner Ent­
stehung gleichzeitig zur Weiterbildung des Rechts­
bewußtseins unter der Bevölkerung beizutragen.
Die Vorarbeiten für die Gesamtkommission werden in 
verschiedenen Unterkommissionen geleistet, in denen 
die Mitglieder der Kommission mitarbeiten werden, die 
über Spezialkenntnisse auf dem entsprechenden Ar­
beitsgebiet verfügen. Es wurden zehn Unterkommissio­
nen gebildet, die der Gesamtkommission in bestimmten 
Abständen ihre Vorschläge zur Beratung vorlegen wer­
den. In die Unterkommissionen werden weitere Mit­
arbeiter der Rechtspflegeorgane, Strafrechtswissen­
schaftler, Schöffen usw. berufen werden. Darüber hin­
aus können die Unterkommissionen auch Spezialisten 
und Sachverständige, ohne daß sie Mitglieder der Kom­
mission sind, zu einzelnen Fragen konsultieren.
In der Diskussion betonten der Präsident des Obersten 
Gerichts, Dr. T o e p l i t z ,  und der Vorsitzende des 
Staatlichen Vertragsgerichts, Prof. Dr. S p i t z n e r, die 
Bereitschaft ihrer Organe zur aktiven Mitarbeit. Prä­
sident Dr. Toeplitz forderte, iqi Zuge der Strafgesetz­
gebungsarbeiten die Grundsätze des Rechtspflege­
erlasses des Staatsrates systematisch auch auf den Ge­
bieten durchzusetzen, auf denen sie bisher überhaupt 
noch nicht angewandt werden, z. B. bei Übertretungen 
und Ordnungswidrigkeiten. Oberarzt Dr. Dr. 
S z e w c z y k  (Charite der Humboldt-Universität Berlin) 
betonte die Bereitschaft der in der Kommission mit­
arbeitenden Psychologen und Psychiater, ihre wissen­
schaftlichen Arbeitsergebnisse für die Strafgesetzgebung 
nutzbar zu machen und entsprechende Probleme in den 
medizinischen Fachgesellschaften zu diskutieren.
Eine wichtige Seite der Strafgesetzgebung wird die 
ständige publizistische Auswertung und Diskussion der 
Arbeitsergebnisse in der Fachpresse sein. Für eine leb­
hafte Auseinandersetzung ist es erforderlich, daß sich 
daran Richter, Staatsanwälte, Mitarbeiter der Unter­
suchungsorgane und Schöffen noch stärker als bisher 
beteiligen.
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Zur neuen Verordnung über die Aufgaben und 
die Arbeitsweise des Staatlichen Vertragsgerichts

Die Notwendigkeit der gesetzlichen Neuregelung
Das Programm des VI. Parteitages der SED fordert, 
„vordringlich ... die Rechtsnormen zu vervollkommnen, 
die die wirtschaftlich-organisatorische und kulturell- 
erzieherische Tätigkeit der Staats- und Wirtschafts­
organe, die Beziehungen zwischen ihnen regeln und zur

freien Entfaltung der Kräfte, Talente und Fähigkeiten 
der Menschen beitragen“'. In dieser Richtung orientiert 
auch der Rechtspflegeerlaß des Staatsrates.
Diese Aufgabenstellung mußte zu gründlichen Über-
1 Programm der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 
Berlin 1963, S. 358.


